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24.01.2024 

 
 

Antrag 

der CDU-Fraktion  
 

 

Tourismusbeitragssatzung anpassen und Citymarketing stärken 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
 

1. Die auf Grund der Änderung des Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) mög-
liche, als Anlage beigefügte Satzungsänderung wird beschlossen. 
 

2. Der Magistrat wird beauftragt, die Satzungsänderung im Amtsblatt zu veröffentli-
chen und alles Erforderliche zu veranlassen. 

 
3. Der Magistrat wird aufgefordert, in den Tourismusbeirat den Vorschlag einzubrin-

gen, aufgrund der absehbar höheren Einnahmen den Verteilungsschlüssel bei der 
Verwendung des Aufkommens nach § 8 (1) der Tourismusbeitragssatzung zuguns-

ten des Citymarketings für eine Belebung und Attraktivitätssteigerung der Innen-
stadt wie folgt zu verändern: 

 

 50% Tourismus+Congress GmbH 
 15% Kultur 

 10% Wirtschaft und Sport 
 25% Citymarketing 

 
4. Die Mittel aus dem Tourismusbeitrag werden ausschließlich zweckgemäß nach § 1 

(2) der Tourismusbeitragssatzung und nicht zur Haushaltsentlastung verwendet. 
Der entsprechende Teil des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung § 3564 

v. 20.07.2023 (M 93) wird aufgehoben.  
 

 
Begründung 
 

Aufgrund des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 22.03.2022 (1 BvR 
2868/15, 1 BvR 2886/15, 1 BvR 2887/15, 1 BvR 354/16 - Übernachtungsteuer) kann 

auch eine beruflich veranlasste Übernachtung Gegenstand einer Aufwandsteuer im Sinne 
von Artikel 105 Abs. 2a Satz 1 Grundgesetz sein. Damit sind die Länder befugt, ihre je-

weiligen Kommunalen Abgabengesetze in der Weise zu ändern, dass sie als Rechtsgrund-
lage für eine Übernachtungssteuer gelten, ohne wie bisher beruflich veranlasste Über-

nachtungen von einer Besteuerung auszuschließen. Durch die Änderung des hessischen 
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KAG, die schon seit dem 1. Januar 2024 greift, ist eine entsprechende Anpassung der 
Frankfurter Tourismusbeitragssatzung möglich. Da diese bislang nicht beschlossen und 

auch vom Magistrat noch nicht vorgelegt wurde, verzichtet die Stadt Frankfurt somit seit 
Jahresbeginn auf sichere hohe Einnahmen. Während der Tourismusbeitrag bisher in pan-

demiefreien Jahren etwa 7 Mio. € einbrachte, könnten nun ab Jahresbeginn durch private 
und geschäftlich Reisende in Frankfurt bei gleichbleibendem Satz von 2 € pro Übernach-

tung in Summe pro Jahr Einnahmen von bis zu 21 Mio. € aus dem Tourismusbeitrag kom-
men. Bei voraussichtlich etwa dreimal so hohen Einnahmen kann der Tourismusbeirat eine 

Änderung des Verteilungsschlüssels vornehmen. Für Kultur und Wirtschaft/Sport würde 
nach dem neuen Modus trotz geringerem prozentualem Anteil der zugewendete Betrag 
mindestens auf gleich hohem Niveau bleiben. Hingegen würde mit der deutlichen Anteils-

erhöhung der Mittel aus dem Tourismusbeitrag zukünftig der Bereich Citymarketing ge-
stärkt werden. Damit vergrößert sich der Spielraum für die Umsetzung von Innenstadt-

Konzepten und größeren Veranstaltungsformaten. Mit den zusätzlichen Einnahmen aus 
beruflich veranlassten Übernachtungen können zudem die Kosten für Sicherheitsmaßnah-

men von Festen, Fastnachtsumzügen oder Sportveranstaltungen besser finanziert wer-
den. 

 
Um den Betrieben Zeit zu lassen, sich auf die neuen Beitragspflichten einzustellen und 
ihre Preise anzupassen –  bei Vorausbuchungen oder Pauschalpreisen können nicht ein-

fach nachträglich neue Abgaben inkludiert werden –, soll die Satzungsänderung nicht vor 
dem 01.07.2024 in Kraft treten. 

 

Die Mittel aus dem Tourismusbeitrag werden für die in der Tourismusbeitragssatzung ge-

nannten Zwecke benötigt und stehen für die Konsolidierung der Haushalte 2024 ff natur-
gemäß nicht zur Verfügung.   

 
 

Dr. Nils Kößler 
Fraktionsvorsitzender 
 

 

Antragstellerinnen und Antragsteller: 

 
Stv. Dr. Veronica Fabricius 

Stv. Dr. Thomas Dürbeck 

Stv. Robert Lange 

Stv. Christina Ringer 
Stv. Birgit Weckler 
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Änderung der Satzung  

über die Erhebung eines Tourismusbeitrages im Gebiet der Stadt 
Frankfurt am Main (Tourismusbeitragssatzung) 

 
 
Aufgrund der Änderungen des § 13 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Abgaben 

gemäß Artikel 4 des Gesetzes zur Bestimmung der Zuständigkeit für den Vollzug der Mit-
telfristenergieversorgungssicherungsmaßnahmenverordnung (EnSimiMaV)  und zur Än-
derung weiterer Vorschriften vom 20.07.2023, verkündet im Gesetz- und Verordnungs-

blatt des Landes Hessen vom 01.08.2023, S. 582, hat die Stadtverordnetenversammlung 
am ______ § __ die folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines 

Tourismusbeitrages im Gebiet der Stadt Frankfurt am Main – Tourismusbeitragssatzung 
(Amtsblatt 2017, S. 1710-1712) beschlossen: 

 
 

Artikel 1  
 

In § 2 Abs. 1 werden die Wörter „nicht zur Ausübung ihres Berufes“ gestrichen. § 2 Abs. 
1 lautet demgemäß: 

„(1) Beitragspflichtig sind alle ortsfremden Personen, die sich in der Gemeinde auf-

halten und denen die Möglichkeit geboten wird, die Einrichtungen in Anspruch zu 
nehmen oder an den Veranstaltungen teilzunehmen.“ 

 
Artikel 2 

 
Die Änderung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 

 
Frankfurt am Main, 

DER MAGISTRAT 
 
 

Mike Josef 
Oberbürgermeister  

 
 


